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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Was prägte 2007 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2007 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Das politische Geschehen des Jahres 2007 stand im Zeichen der
Gesamterneuerungswahlen für das nationale Parlament und die Regierung, welche im
Oktober resp. Dezember stattfanden. Die Zusammensetzung des Bundesrates bildete
eines der Hauptthemen der Parlamentswahlen. Verantwortlich dafür war primär die
SVP, welche ihren Bundesrat Christoph Blocher in einer in der Schweiz noch nie
gesehenen Weise in den Wahlkampf einspannte. Nachdem die SVP im Sommer mit
Plakaten, auf denen weisse Schafe mit Fusstritten ein schwarzes Schaf aus der Schweiz
verjagen, im In- und Ausland grosses Aufsehen erregt hatte, startete sie in den letzten
Wochen vor den Wahlen eine neue Kampagne. Mit dem Slogan «Blocher stärken! SVP
wählen» machte sie, analog zu ausländischen Wahlkämpfen, ihren de facto Leader zum
Hauptthema ihrer sehr aufwändigen Wahlwerbung. Das Ergebnis der Parlamentswahlen
gab ihr, wenigstens zum Teil, recht. Sie gewann noch einmal Wähleranteile dazu und
kam mit 28.9 Prozent auf das beste Resultat, das je eine Partei bei Nationalratswahlen
seit der Einführung des Proporzsystems erzielt hatte. Zu den Siegern gehörten auf der
anderen Seite des politischen Spektrums auch die Grünen, die zudem auch erstmals
Ständeratssitze erobern konnten. Da sowohl die SP als auch der Freisinn auf der
Verliererseite standen, veränderte sich das Kräfteverhältnis zwischen Links und Rechts
kaum.

Die äusserst knappe Wahl von Bundesrat Blocher im Jahr 2003 nährte die
Befürchtungen der SVP, dass er bei den Gesamterneuerungswahlen am 12. Dezember
nicht problemlos bestätigt werden könnte. Bereits im Januar hatten die Delegierten der
SVP beschlossen, dass SVP-Mitglieder, die vom Parlament anstelle von Blocher gewählt
würden, aus der Partei ausgeschlossen würden. Nach den Parlamentswahlen vom
Oktober zeigte sich, dass die Parteien, die 2003 Blocher anstelle der
Christlichdemokratin Metzler in die Regierung gewählt hatten (SVP, FDP, LP und kleine
Rechtsparteien) sogar drei Sitze verloren hatten und recht weit vom absoluten Mehr
entfernt waren. Die auf Blocher zentrierte Nationalratswahlkampagne der SVP und der
Antrag ihrer Fraktion an die Bundesversammlung, die bisherigen Bundesräte der SP und
der CVP nicht wieder zu wählen, verbesserten seine Wahlchancen nicht. Die CVP und
die SP gaben bekannt, dass sie zwar jemanden von der SVP in den Bundesrat wählen
würden, aber nicht Blocher; welche Person dies sein würde, blieb bis zur
Sitzungseröffnung ein Geheimnis. Erst dann portierten sie die Bündner SVP-
Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf, welche von praktisch allen Abgeordneten
der SP, der GP und der CVP unterstützt wurde. Die Vereinigte Bundesversammlung
wählte sie im zweiten Wahlgang mit 125 Stimmen bei einem absoluten Mehr von 122, auf
den Bisherigen Blocher entfielen 115 Stimmen. Nach einer Bedenkzeit nahm Widmer-
Schlumpf am nächsten Tag die Wahl an. Obwohl sie angab, die Wahl akzeptiert zu
haben, um den Regierungssitz, der sonst mit grosser Wahrscheinlichkeit an die CVP
gegangen wäre, für die SVP zu retten, schloss die SVP-Fraktion sie aus. Der wieder
gewählte SVP-Bundesrat Schmid erlitt dasselbe Schicksal, weil er sich nicht mit Blocher
solidarisch gezeigt und die Wahl abgelehnt hatte. Damit schaffte zum zweiten Mal
innerhalb von vier Jahren ein Regierungsmitglied die Wiederwahl nicht und zudem blieb
die stärkste Partei ohne von ihr als legitime Vertreter anerkannte Bundesräte.

Neben diesen spektakulären Wahlen geriet die Sachpolitik etwas in den Hintergrund. Es
gab sie aber durchaus. Ein vor allem auch innenpolitisch wichtiges Thema im Rahmen
der bilateralen Verträge mit der EU  bleibt die Personenfreizügigkeit. Im Berichtsjahr
endete die fünfjährige Übergangsfrist, welche für die Einwanderung aus den fünfzehn
ältesten EU-Staaten noch gewisse Einschränkungen erlaubt hatte. Zudem formulierte
der Bundesrat das Mandat, um mit der EU die Ausdehnung der Personenfreizügigkeit
auf die zwei neuen EU-Mitglieder Bulgarien und Rumänien zu verhandeln.

ANDERES
DATUM: 31.12.2007
HANS HIRTER
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Wirtschaftlich ging es 2007 weiter aufwärts. Das reale Wirtschaftswachstum übertraf
wie bereits im Vorjahr die 3-Prozent-Marke. Die sehr gute Konjunkturlage wirkte sich
spürbar auf die Beschäftigung aus. Die Arbeitslosenquote sank bis zum Jahresende auf
2.7 Prozent. Im letzten Quartal sorgten allerdings Meldungen über Verluste und hohe
Abschreibungen bei Grossbanken, darunter auch die schweizerische UBS, für eine
gewisse Beunruhigung und zu Befürchtungen, dass der weltweite Wirtschaftsboom zum
Erliegen kommen könnte. Rufe der politischen Linken nach mehr Regulierung und
staatlicher Kontrolle des Finanzmarktes fanden aber kein Echo. Die von vielen als
überrissen empfundenen Löhne und Entschädigungen für Spitzenmanager und
Verwaltungsräte einiger privater Unternehmen namentlich aus der Finanzbranche
beschäftigten weiterhin eine breite Öffentlichkeit, die Medien und auch die Politik. Der
Bundesrat beantragte dem Parlament einen Ausbau der Aktionärsrechte zur Festlegung
dieser Vergütungen.

Dank der reichlich sprudelnden Steuereinnahmen präsentierte sich der Finanzhaushalt
des Bundes in einem guten Licht. Seine Staatsrechnung schloss mit einem Überschuss
von mehr als CHF 4 Mia. ab und lag damit weit über dem Budget. Auch der Voranschlag
für 2008 sah schwarze Zahlen vor. Gegen den Widerstand der Linken, welche
anschliessend das Referendum einreichte, beschloss das Parlament einige
Vereinfachungen und Erleichterungen bei der Unternehmenssteuer. Dem seit einigen
Jahren verschärften Steuerwettbewerb zwischen den Kantonen setzte das
Bundesgericht engere Grenzen. Es entschied, dass degressive Einkommenssteuern, wie
sie der Kanton Obwalden eingeführt hatte, verfassungswidrig sind. Nach einigen
Auseinandersetzungen zwischen den Vertretern der reichen und der ärmeren Kantone
verabschiedete das Parlament die Regeln für die Bemessung des neuen
Finanzausgleichs.

Das Parlament stimmte dem neuen Elektrizitätsmarktgesetz zu. Die Marktliberalisierung
erfolgt in zwei Schritten und betrifft in der ersten Phase nur die Grosskonsumenten. Im
Gegensatz zum ersten, in der Volksabstimmung gescheiterten Projekt, verzichtete die
Linke diesmal auf ein Referendum. Im Bereich der Post gab der Bundesrat die von ihm
geplanten weiteren Liberalisierungsetappen bekannt. Mehr Wettbewerb strebt die
Landesregierung auch im Immobilienhandel an. Sie beantragte dem Parlament die
Aufhebung des Gesetzes, das den Erwerb von Grundstücken und Wohneigentum durch
Personen mit Wohnsitz im Ausland einschränkt.

In der Sozialpolitik bestätigte das Volk zweimal die Entscheide der bürgerlichen
Parlamentsmehrheit gegen den Widerstand der politischen Linken. Es lehnte die
Ersetzung der privaten Krankenkassen durch eine staatliche Einheitsversicherung ab
und stimmte der 5. Revision der Invalidenversicherung zu. Das Parlament
verabschiedete nach langen Debatten die Neuregelung der Spitalfinanzierung. Die
Erziehungsdirektoren der Kantone schlossen ihre Arbeiten zur Umsetzung der vom
neuen Verfassungsartikel über die Bildung verlangten Harmonisierung der kantonalen
Bildungssysteme ab. Sie verabschiedeten dazu einstimmig ein Harmos genanntes
Konkordat, das die wichtigsten Eckpunkte dieser Reform wie das Eintrittsalter und die
Einführung eines Evaluationssystems festhält.

Politische Grundfragen:
– Die Durchführung einer Bundesfeier auf dem Rütli mit Bundespräsidentin Calmy-Rey
beschäftigte die Medien während Monaten.
– Der Nationalrat beschloss einstimmig eine schweizerische Beteiligung an der
nächsten Weltausstellung von 2010 in Shanghai (China).
– Trotz Opposition von Links und Rechts hiessen die Luzerner ihre neue
Kantonsverfassung gut.

Rechtsordnung:
– Die Schweizer Demokraten lancierten eine Volksinitiative zur Aufhebung des
Antirassismusgesetzes.
– Das Parlament beschloss, dass die Volkszählung nicht mehr mittels einer Vollerhebung
mit Fragebogen durchgeführt wird, sondern auf der Grundlage von Registerdaten.
– Der Bundesrat beantragte, die Staatsschutzorgane mit zusätzlichen Mitteln der
Informationsbeschaffung auszustatten.
– Das Parlament sprach sich gegen die SVP-Volksinitiative zum Einbürgerungsverfahren
aus.
– Der Kanton Neuenburg führte die Wählbarkeit von Ausländern in kommunale
Parlamente und Exekutiven ein.
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– Anlässlich einer SVP-Manifestation kurz vor den eidgenössischen Wahlen kam es in
Bern zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen der Polizei und
Gegendemonstranten.
– Das Parlament hiess die Vereinheitlichung der kantonalen Strafprozessordnungen
gut.
– Das Parlament verabschiedete die gesetzgeberische Umsetzung der 2004
angenommenen Volksinitiative «für eine lebenslange Verwahrung für nicht
therapierbare, extrem gefährliche Sexual- und Gewaltstraftäter».
– Der Ständerat unterstützte die vom Bundesrat vorgeschlagene neue einheitliche
Zivilprozessordnung.

Institutionen und Volksrechte:
– Die Vereinigte Bundesversammlung bestätigte Bundesrat Blocher nicht in seinem Amt
und wählte an seiner Stelle die Bündner Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf.
– Die bisherige Vizekanzlerin Corina Casanova wurde zur Nachfolgerin der
zurücktretenden Bundeskanzlerin Annemarie Huber-Hotz gewählt.
– Der Bundesrat legte dem Parlament seine Vorschläge für eine Neugestaltung der
Regeln über die Einsetzung, Wahl und Arbeit der ausserparlamentarischen
Kommissionen vor. 
– Das Parlament verabschiedete die neuen strengeren Bestimmungen für die
Unvereinbarkeit zwischen einem Parlamentsmandat und Tätigkeiten für den Bund oder
seine Institutionen.
– Die GPK des Nationalrats untersuchte die Umstände des im Sommer 2006 erfolgten
Rücktritts von Bundesanwalt Valentin Roschacher und kritisierte dabei das Verhalten
des Justizministers.
– Der Nationalrat resp. seine SPK lehnten parlamentarische Initiativen der SVP für einen
Ausbau des Referendumsrechts ab. 

Föderativer Aufbau:
– Das Parlament legte die Regeln zur Berechnung des Ressourcen-, Lasten- und
Härteausgleichs im Rahmen der NFA fest.
– Die Glarner Landsgemeinde bestätigte ihren Beschluss aus dem Vorjahr, aus den
bisherigen 25 Gemeinden nur noch drei zu machen.
– Die Assemblée interjurassienne publizierte einen Zwischenbericht.

Wahlen:
– Bei den Nationalratswahlen gelang der SVP mit 28.9 Prozent Stimmenanteil das beste
Ergebnis, das eine Partei seit der Einführung des Proporz je erzielt hat.
– Die SP verlor erheblich an Stimmenanteilen und musste neun Nationalratsmandate
abgeben.
– Die FDP erzielte mit 15.8 Prozent das schlechteste Ergebnis ihrer Geschichte und
verlor fünf Sitze.
– Die CVP konnte sich stabilisieren und gewann drei Mandate hinzu.
– Die Grünen erzielten ihr bisher bestes Ergebnis und erreichten fast 10 Prozent
Stimmenanteil.
– Insgesamt wurde das bürgerliche Lager bei den Nationalratswahlen leicht gestärkt.
– Im Ständerat dagegen konnte die Linke ihre Vertretung leicht verbessern.
– Erstmals zogen zwei Grüne und eine Grünliberale in die kleine Kammer ein.
– Bei den kantonalen Wahlen waren die Grünen die Gewinner, Sitze abgeben mussten
FDP und SP. 

Aussenpolitik:
– Das Parlament verabschiedete die Totalrevision des Opferhilfegesetzes.
– Das Parlament wies den Bundesbeschluss über die Beteiligung der Schweiz am Projekt
MEDIA der EU für die Periode 2007–13 an den Bundesrat zurück.
– Die Bundesversammlung stimmte dem Beitrag der Schweiz für den Abbau der
wirtschaftlichen und sozialen Disparitäten zwischen den EU-Staaten zu.
– Die EU und die Schweiz nahmen Verhandlungen über ein Abkommen über den
Elektrizitätsmarkt auf.
– Das Parlament verabschiedete den Rahmenkredit für die Fortführung der
humanitären Hilfe.
– Der Aussenhandel entwickelte sich wie bereits im Vorjahr hervorragend.

Landesverteidigung:
– Der Bundesrat beantragte eine Verlängerung der Beteiligung der Schweiz an der
internationalen Friedenstruppe KFOR.
– Das Parlament hiess zwei Projekte zur Realisierung der Armeeentwicklung 2008/2011
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gut.
– Das Parlament empfahl die Volksinitiative gegen den Lärm von Kampfflugzeugen ohne
Gegenvorschlag zur Ablehnung.
– Das Parlament verabschiedete das Rüstungsprogramm 2007.
– Der Bundesrat führte eine Vernehmlassung zu einer Vereinfachung der Zulassung zum
Zivildienst durch.
– Die Regierung gab ein Projekt in die Vernehmlassung, das bei Einsätzen des
Zivilschutzes in Notsituationen die sofortige Verwendung von Personen ohne
spezifische Zivilschutzausbildung ermöglichen will.

Wirtschaftspolitik:
– Die Konjunkturlage blieb auch im Berichtsjahr sehr zufriedenstellend.
– Der Bundesrat verzichtete darauf, alle mit der Landeswerbung im Ausland befassten
Organisationen unter einem Dach zu vereinen.
– Das Parlament hiess die Vorschläge der Regierung zur Umsetzung der Neuen
Regionalpolitik des Bundes gut.
– Der Bundesrat hielt an seiner Absicht fest, das Verbot des Parallelimports
patentgeschützter Waren gesetzlich zu verankern.
– Der Bundesrat beantragte, die Rechte der Aktionäre insbesondere im Bereich der
Festsetzung der Entlohnung der Unternehmensführung auszubauen.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank setzte bis in den Herbst ihre relativ restriktive Geldpolitik fort.
– Das Parlament verabschiedete das neue Bundesgesetz über die Eidgenössische
Finanzmarktaufsicht (FINMAG).
– Die schweizerische Grossbank UBS war massiv von der Krise auf dem amerikanischen
Hypothekenmarkt betroffen.
– Der Ständerat stimmte einer Verschärfung der gesetzlichen Massnahmen gegen
Insidergeschäfte an der Börse zu.

Landwirtschaft:
– Das Parlament hiess verschiedene Gesetzesvorlagen im Rahmen der Umsetzung der
zukünftigen Landwirtschaftspolitik gut.
– Der Milchpreis stieg zum ersten Mal seit 1993 wieder an.
– Das Parlament stimmte, mit einigen Änderungen, dem Bundesbeschluss über den
Schutz von Pflanzenzüchtungen zu.
– Der Bundesrat gab zwei Vorprojekte über ein allfälliges Verbot von bestimmten
Hunderassen und über Vorschriften für Hundehalter in die Vernehmlassung.
– Der Nationalrat beschloss, auf die Revision des Waldgesetzes nicht einzutreten und
die Volksinitiative «Rettet den Schweizer Wald» abzulehnen.

Öffentliche Finanzen:
– Das Bundesgericht erklärte das degressive Steuermodell des Kantons Obwalden als
verfassungswidrig.
– Das Parlament nahm die Beratungen zum Bundesgesetz über die Vereinfachung der
Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige auf.
– Die Räte verabschiedeten die Unternehmenssteuerreform II.
– Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zur Änderung des Tabaksteuergesetzes.
– Die Staatsrechnung 2007 schloss mit einem Überschuss von CHF 4.1 Mia.
– Das vom Parlament beschlossene Budget 2008 sah einen Einnahmenüberschuss von
CHF 1122 Mio. vor.
– Im Rahmen der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung
zwischen Bund und Kantonen (NFA) behandelte das Parlament die Botschaft zur
Festlegung des Ressourcen-, Lasten- und Härteausgleichs.

Energie:
– Der Bundesrat verabschiedete eine mittel- und langfristige Energiestrategie.
– Das Parlament stimmte der Öffnung des Elektrizitätsmarkts definitiv zu und hiess
Massnahmen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien gut. 
– Zum erstenmal seit 1997 ist der Energieverbrauch gesunken.
– Vom 1. Januar 2008 an müssen die Gaskraftwerke ihren CO2-Ausstoss vollständig
kompensieren.
– Die Bundesversammlung schloss Bioethanol aus dem Monopol der Eidgenössischen
Alkoholverwaltung aus, um Importe zu ermutigen.

Verkehr und Kommunikation:
– Der Ständerat hat den Aufschub der Reduktion des Alpentransits auf der Strasse
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gutgeheissen und eine Einschränkung der bundesrätlichen Kompetenzen bezüglich der
Einführung einer Alpentransitbörse verabschiedet.
– Der Bundesrat stellte eine neue Botschaft zur Eisenbahnreform 2 vor.
– Swisscom ist mehrmals wegen Ausnützung der Marktvorherrschaft verurteilt worden.
– Der Bundesrat bestimmte die Marschrichtung der Postliberalisierung.
– Der Nationalrat trat auf das Bundesratsprojekt zur Spezialfinanzierung des
Luftverkehrs ein.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Während der Bundesrat der Volksinitiative zur Beschränkung des
Verbandsbeschwerderechts zustimmte, hat der Ständerat sie verworfen.
– Das Parlament verabschiedete die Teilrevision des Raumplanungsgesetzes: bewilligt
werden nur Bauten und Anlagen, die zur Erzeugung von Energie aus Biomasse nötig
sind.
– Der Bundesrat stellte seine Botschaften zur Aufhebung der Lex Koller und zu
flankierenden Massnahmen vor.
– Die beiden Parlamentskammern stritten sich um die Einführung eines
steuerprivilegierten Bausparens.

Umweltschutz:
– Im Frühjahr wurden die Volksinitiativen für eine «wirksame Klimapolitik» und für
«menschenfreundliche Fahrzeuge» lanciert.
– Die Räte verabschiedeten im März das Mineralölsteuergesetz; Erd-, Flüssig- und
Biogas werden steuerlich begünstigt.
– Im November begann der Rückbau der Sondermülldeponie in Kölliken (AG).
– Das Weinbaugebiet Lavaux (VD) wurde in das Weltkulturerbe der UNESCO
aufgenommen.
– Im August wurde die Schweiz von heftigen Unwettern heimgesucht.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die Schweiz verzeichnete die stärkste Bevölkerungszunahme seit Anfang der 90er
Jahre.
– Im internationalen Vergleich sind die schweizerischen Beschäftigten mit ihrer
Arbeitssituation überdurchschnittlich gut zufrieden.
– Die Arbeitslosenzahl nahm im ganzen Jahresverlauf kontinuierlich ab.
– Der Nationalrat lehnte einen Vorstoss für die Einführung eines Mindestlohns ab.
– Die Gewerkschaft Travailsuisse lancierte eine Volksinitiative für mindestens sechs
Wochen Ferien für alle Erwerbstätigen.
– Nachdem die Arbeitgeber des Bauhauptgewerbes den Landesmantelvertrag gekündigt
hatten, kam es in mehreren Städten zu Streiks.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Der Bundesrat erteilte dem EDI den Auftrag, bis im Herbst 2008 einen Vorentwurf für
gesetzliche Bestimmungen zur Stärkung von Prävention und Gesundheitsförderung zu
erarbeiten.
– Der Ständerat erteilte dem Bundesrat einen verbindlichen Auftrag zur Regelung der
indirekt aktiven Sterbehilfe. 
– Das Parlament lehnte die Volksinitiative «Ja zur Komplementärmedizin» ab.
– Das Parlament nahm sowohl das Europarats-Übereinkommen über Menschenrechte
und Biomedizin von 1997 als auch das erste Zusatzprotokoll dazu an.
– Der Nationalrat stimmte dem Bundesgesetz zum Schutz vor Passivrauchen zu.
– Der Nationalrat sprach sich für eine Ablehnung ohne Gegenvorschlag der
«Hanfinitiative» aus.
– Der Bundesrat beantragte die Ratifikation der UNESCO-Konvention gegen Doping.

Sozialversicherungen
– Der Ständerat verlangte eine Besserstellung der Witwer in der AHV.
– Das Volk stimmte der 5. IV-Revision zu.
– Der Bundesrat beantragte eine verwaltungsunabhängige Oberaufsicht über die
Pensionskassen.
– Volk und Stände sprachen sich sehr deutlich gegen die von der Linken verlangte
Einheitskrankenkasse aus.
– Das Parlament verabschiedete die Neuregelung der Spitalfinanzierung.
– Der Bundesrat gab einen Vorentwurf für die Teilrevision des Gesetzes über die
Arbeitslosenversicherung in die Vernehmlassung.

Soziale Gruppen:
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– Die SVP lancierte eine Volksinitiative für die automatische Ausweisung von kriminellen
Ausländern.
– Die zuständigen Behörden zogen eine positive Bilanz der ersten Erfahrungen mit dem
neuen teilrevidierten Asylgesetz.
– Bei den Nationalratswahlen konnten die Frauen ihren Anteil an den Gewählten auf fast
30 Prozent steigern.
– Ein parlamentarischer Vorstoss für einen bezahlten Vaterschaftsurlaub scheiterte im
Ständerat.
– Das Parlament befasste sich ausgiebig mit dem «Thema Jugendgewalt».
– Der Bundesrat verabschiedete einen Bericht als Leitlinie für die Alterspolitik.
– Der Bundesrat kündigte einen Evaluationsbericht für die Behindertenpolitik an.

Bildung und Forschung:
– Das Parlament verabschiedete die Leitlinien, Ziele und Massnahmen zur Förderung
von Bildung, Forschung und Innovation.
– Die kantonalen Erziehungsdirektoren haben dem Konkordat zur Harmonisierung der
Volksschule (HarmoS) zugestimmt.
– Der Bundesrat wählte einen neuen ETH-Ratspräsidenten und einen neuen
Präsidenten der ETH Zürich.
– Das Volkswirtschaftsdepartement bewilligte 64 Gesuche für Masterstudiengänge an
den Fachhochschulen.
– Das Parlament verabschiedete das Bundesgesetz über die Erfindungspatente.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Der Bundesrat präsentierte seine Entwürfe zu einem neuen Kulturförderungsgesetz,
zu einem revidierten Pro-Helvetia-Gesetz und zu einem Bundesgesetz über die Museen
und Sammlungen des Bundes.
– Das Parlament stimmte einer Teilrevision des Urheberrechts im digitalen Bereich zu.
– Das Parlament verabschiedete ein neues Sprachengesetz.
– Mit Unterstützung der SVP und der EDU lancierten rechtsbürgerliche und evangelikale
Kreise eine Volksinitiative «Gegen den Bau von Minaretten». 

Medien:
– Die Räte hiessen in der Sommersession die Weiterführung der indirekten
Presseförderung gut.
– Im April wurde das neue Radio- und Fernsehgesetz mit der dazugehörigen
Verordnung in Kraft gesetzt.
– Die SRG erhielt eine neue Konzession für die Dauer von 10 Jahren.
– Der Bundesrat definierte die Versorgungsgebiete für regionale TV- und Radiosender
und schuf damit die Grundlage für die Verteilung der Gebührengelder, die den privaten
Veranstaltern zugute kommen.

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Am 12. Dezember trat die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl des Bundesrates
für die neue Legislaturperiode zusammen. Am zahlenmässigen Kräfteverhältnis
zwischen den Blöcken hatte sich im neuen Parlament gegenüber demjenigen von 2003
wenig geändert. Trotz der Sitzgewinne der SVP im Nationalrat verfügten diejenigen
Parteien, die 2003 Blocher gegen die CVP-Bundesrätin Metzler unterstützt hatten (SVP,
FDP, LP und kleine Rechtsparteien), über drei Sitze weniger als 2003 und blieben mit
118 Sitzen deutlich unter dem absoluten Mehr von 123. Noch nicht klar war, wie sich die
CVP verhalten würde, nachdem ihr Präsident Darbellay (VS) in den Medien mit seiner
eigenen Kandidatur gegen Blocher kokettiert hatte. Am Tag vor der Wahl wurde er dann
von seiner Fraktion zurückgepfiffen, welche mehrheitlich beschloss, nicht mit einem
eigenen Kandidaten anzutreten, aber auch Blocher nicht zu unterstützen. Die meisten
professionellen Beobachter rechneten nicht damit, dass es wie 2003 zur
Nichtwiederwahl eines Amtsinhabers kommen würde, wobei allerdings für viele offen
war, ob es Blocher bereits im 1. Wahlgang schaffen würde.

Obwohl alle bisherigen Bundesräte wieder kandidierten, beantragte einzig die FDP-
Fraktion, sie alle in ihrem Amt zu belassen. Die SVP empfahl nur ihre beiden eigenen
Vertreter Christoph Blocher und Samuel Schmid sowie die FDP-Bundesräte Pascal
Couchepin und Hans-Rudolf Merz zur Wahl. Die SP und die CVP/EVP/GLP-Fraktion
sprachen sich für alle Bisherigen mit Ausnahme von Blocher aus, und die Grünen
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unterstützten in ihrem schriftlichen Antrag nur die beiden SP-Bundesräte Micheline
Calmy-Rey und Moritz Leuenberger und präsentierten den grünen Ständerat Luc
Recordon (VD) als Kandidaten. Nachdem die Sprecher der SP und der CVP dargelegt
hatten, dass sie der SVP ihren zweiten Sitz nicht streitig machen wollten, darauf aber
nicht mehr Blocher sehen möchten, trat Zisyadis (pda, VD) ans Rednerpult und schlug
die Bündner SVP-Regierungsrätin Eveline Widmer-Schlumpf zur Wahl vor. In den
Medien war Widmer-Schlumpf zusammen mit Nationalrat Zuppiger (svp, ZH) als
mögliche Alternative für Blocher bereits in der Berichterstattung über die CVP-
Fraktionssitzung erwähnt worden. Baader (svp, BL) als Fraktionssprecher appellierte
anschliessend an die CVP, Blocher zu wählen und sicherte zu, dass in diesem Fall
entgegen ihrem schriftlichen Antrag die SVP auch Doris Leuthard (cvp) unterstützen
würde.

Anschliessend schritt das Parlament zur Besetzung der Bundesratssitze in der
Reihenfolge der Amtsdauer der bisherigen Inhaber. Zuerst wurde Leuenberger mit 157
Stimmen gewählt, dann Couchepin mit 205, Schmid mit 201 und Calmy-Rey mit 153. Vor
der Besetzung des Sitzes von Blocher meldete sich Baader nochmals zu Wort und legte
dar, dass Blocher in den letzten vier Jahren „einen Leistungsausweis erbracht (habe)
wie kaum ein anderes Regierungsmitglied“. Frösch (BE) zog im Namen der Grünen die
Kandidatur Recordons „zugunsten einer aussichtsreicheren Kandidatur“ zurück. Im
ersten Wahlgang erzielte Widmer-Schlumpf mit 116 Stimmen das bessere Resultat als
Blocher mit 111. Das absolute Mehr von 120 verfehlte sie aber; sechs Stimmzettel waren
leer, zwei ungültig und elf entfielen auf andere Namen. Im zweiten Wahlgang entfielen
nur noch zwei Stimmen auf Diverse, vier blieben leer und keiner war ungültig. Das
absolute Mehr stieg damit auf 122. Widmer-Schlumpf übertraf es mit 125, Blocher kam
nur auf 115 und verlor damit seinen Sitz. Nachdem ein Ordnungsantrag der SVP auf
Verschiebung der weiteren Wahlen abgelehnt worden war, bestätigte die
Bundesversammlung Merz und Leuthard mit 213 resp. 160 Stimmen in ihren Ämtern. 1

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Bündner Regierungsratswahlen vom 15. März stand die Frage im Zentrum, ob es
der durch eine starke SP-Kandidatur herausgeforderten CVP gelingen würde, ihre
traditionelle Doppelvertretung in der fünfköpfigen Kantonsregierung zu behaupten und
damit deren rein bürgerliche Zusammensetzung (2 cvp, 2 svp, 1 fdp) für eine weitere
Amtsperiode sicherzustellen. Zum ersten Mal seit 1978 standen in Graubünden
Regierungsratswahlen an, bei welchen gleich drei von fünf Sitzen zwingend neu zu
besetzen waren, weil die Kantonsverfassung Amtszeiten von höchstens zwölf Jahren
vorsieht. Die CVP musste ohne Bisherige antreten und sah ihre Position nach turbulent
verlaufenden Nominationswahlen und einem verpatzten Wahlauftakt weiter
geschwächt. Die SP, die bisher nur ein einziges Mal in der Exekutive vertreten war, trat
mit dem moderaten Churer Rechtsanwalt und Grossrat Claudio Lardi an, der nach einer
langen Wahlkampagne namentlich auch in den italienischsprachigen Tälern seiner
Südbündner Heimat auf Unterstützung zählen konnte. Als einzige Kandidatin wurde
Eveline Widmer-Schlumpf von der SVP, Tochter des ehemaligen Bundesrates Leon
Schlumpf, schon im ersten Wahlgang gewählt. Damit gelang ihr als erster Frau der
Sprung in die Bündner Exekutive. Alle anderen Kandidierenden, selbst die amtierenden
Regierungsräte Huber (svp) und Aliesch (fdp) scheiterten am absoluten Mehr und
mussten im zweiten Wahlgang nochmals antreten. Der sozialdemokratische Kandidat
landete auf dem dritten Platz, während die CVP die eigentliche Verliererin des
Wahlganges war. Ihre Hoffnung auf einen bürgerlichen Schulterschluss für die
Besetzung der verbleibenden vier Sitze sollten sich nicht erfüllen, nachdem die SVP
einen solchen abgelehnt hatte. Im zweiten Wahlgang setzte sich der Sozialdemokrat
Lardi wie im Vorfeld erwartet mit dem besten Resultat durch und nahm der CVP einen
Sitz ab. Auf den weiteren Plätzen folgten der Bisherige Klaus Huber (svp), gefolgt vom
ersten CVP-Vertreter Stefan Engler (neu) und dem weiteren Bisherigen Peter Aliesch
(fdp). Der zweite CVP-Kandidat, Martin Cabalzar, der schon im ersten Wahlgang
schlecht abgeschnitten hatte, schied mit deutlichem Rückstand aus. Damit setzt sich
die neue Bündner Regierung aus zwei SVP, einem CVP, einem FDP sowie einem SP
zusammen. Die Wahlbeteiligung betrug im ersten Wahlgang 37%, im zweiten 35,7%. 2
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Wegen der Amtszeitbeschränkung von zwölf Jahren konnte der umstrittene
Regierungsrat Peter Aliesch, ehemals FDP, nicht mehr für eine weitere Amtsperiode
kandidieren. Im Zentrum der Wahlen vom Frühling stand die Frage, ob die CVP mit einer
Zweierkandidatur von der Affäre Aliesch profitieren und ihren vor vier Jahren an die SP
verlorenen Sitz auf Kosten der FDP zurückerobern könne. Im ersten Wahlgang wurden
mit Stefan Engler (cvp) und Eveline Widmer-Schlumpf (svp) nur zwei der vier
amtierenden Regierungsräte wieder gewählt; Klaus Huber (svp) und Claudio Lardi (sp)
blieben knapp unter dem absoluten Mehr. Bei den Bewerbern um die Nachfolge Aliesch
lag Martin Schmid (fdp) vor Aldo Tuor (cvp). Darauf zog die CVP ihre Kandidatur zurück.
Bei einer Stimmbeteiligung von lediglich 24,8% wurden im zweiten Wahlgang Claudio
Lardi (sp), Klaus Huber (svp) und Martin Schmid (fdp) gewählt. 3

WAHLEN
DATUM: 24.03.2002
MAGDALENA BERNATH

Die Wahlen im Mai standen im Zeichen des Wiederantritts aller Bisherigen zur
Bestätigung in ihren Regierungsämtern. So führten die fünf Mitglieder des Bündner
Regierungsrats weniger gegen- als miteinander Wahlkampf. In Abwesenheit von
Herausforderern wurde die Regierung im ersten Wahlgang vollständig wiedergewählt.
Wie 2002 konnten Stefan Engler (cvp) und Eveline Widmer-Schlumpf (svp) in dieser
Reihenfolge die besten Ergebnisse erzielen, deutlich vor Hansjörg Trachsel (svp) und
Martin Schmid (fdp). Mit einigem Abstand schnitt Claudio Lardi (sp) am schlechtesten
ab; er hatte aufgrund seiner Schulreformen heftig in der Kritik gestanden.
Entsprechend der Absehbarkeit der Ergebnisse lag die Wahlbeteiligung bei lediglich
24,4%. 4

WAHLEN
DATUM: 21.05.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

1) AB NR, 2007, S. 2088 ff.; Presse vom 13.12. bis 15.12.07.; Bund und 24h, 12.12.07.; Presse vom 8.12.-12.12.07. Zu Darbellay
siehe LT, 8.12.07, SoZ, 9.12.07 und NZZ, 10.12.07.
2) BüZ, 29.1. und 30.1.98; Presse vom 16.3.98; NZZ, 2.4.98.15; Presse vom 6.4.98
3) BüZ, 16.1.-16.2.02; Presse vom 4.3.02; BüZ, 5.3. und 13..-20.3.02; Presse vom 25.3.02
4) BüZ, 25.2.–10.5.06; NZZ, 18.5.06; BüZ und NZZ, 22.5.06; BüZ, 23.5.06.
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